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Die merkwürdige Präsidentenscheite 
• des Herrn von Schlabrendorff 

ak. Der Richter am Bundesverfassungsgericht, Herr Fabian von 
Schlabrendorff, hat am 6. Februar 1971 in der „Welt" unter der 
Überschrift „Heinemann und das Deutsche Reich" einen aufsehen­
erregenden Artikel ' veröffentlicht, der Widerspruch herausfordert. 
Unser Kamerad Erich Knapp hat am 6. März 1971 an Herrn 
Schlabrendorff einen Brief geschrieben, der an Deutlichkeit nichts 
zu wünschen übrig läßt. Wir meinen, daß diese Auseinandersetzung 
gut ist, die Demokratie lebt von der Diskussion. Wir veröffentlichen 
nachstehend den Artikel und die Antwort: 

"Gustav Heinemann, der Präsident der Bundesrepublik Deutsch­
land, hat am Vorabend des 18. Januar 1971 über alle Rundfunk­
und Fernsehanstalten in Erinnerung an die Reichsgründung von 
1871 eine Ansprache gehalten. Der Inhalt dieser Ansprache erin­
nerte mich an eine Episode aus dem 19. Jahrhundert. Damals 
versuchten ein Habsburger und Napoleon III. Mexiko zu erobern. 
Stolz nannte sich Maximilian, der jüngere Bruder Franz Josephs, 
Kaiser von Mexiko. Das Abenteuer mißlang. Es ist von Franz 
Werfel in einem Theaterstück festgehalten worden. In diesem 
Drama beschreibt Franz Werfel, wie Maximilian - ein edler 
Mensch - glaubt, mit Glacehandschuhen die Macht in Mexiko 
an sich reißen zu können. Da antwortet ihm der französische Mar­
schall MacMahon: ,,Guter Wille - aber schlechte Politik." 

Dieser Vergleich drängt sich dem Leser bei der Ansprache unse­
res Bundespräsidenten auf. Gustav Heinemann gilt unser aller 
RespeRt als Mensch und als Träger seines Amtes. Aber seine 
historischen Reminiszenzen waren nicht weniger falsch als seine 
in die Zukunft gerichteten Vorstellungen. 

Die grundlegenden Fehler seiner Ansprache liegen auf der Hand: 
Auf der einen Seite mißt er die Vergangenheit mit den Maßstäben 
der Gegenwart, auf der anderen Seite glaubt er, daß in der Bun­
desrepublik das politische Paradies verewigt sei, wenn man nur 
die Grundsätze der Verfassung bewahre und immer verwirklichen 
könne. Welch ein Irrtum! 

Das Versailles von 1871 und das Versailles von 1919 stehen trotz 
Heinemann in keinem historischen Zusammenhang. Und glaubt 
der Bundespräsident wirklich, daß unter Bismarck der Erste Welt­
krieg ausgebrochen wäre? Nein und · abermals nein! Bismarck 
hätte den Rückversicherungsvertrag mit Rußland erneuert. Er 
hätte keine uferlose Kolonialpolitik betrieben und keine England 
bedrohende Flotte gebaut. Er hätte auch Österreich nicht gegen 
Serbien unterstützt, sondern alles getan, um den Krieg zu ver­
meiden. Der Berliner Kongreß von 1878 ist ein beredtes Beispiel 
dafür. 

Im Gegensatz zum Wartburgfest der Burschenschaften im Jahre 
1817, zur Hambacher Feier von 1832 uhd- zu den Vorstellungen 
der Paulskirchenanhänger von 1848 wollte Bismarck kein Groß­
Deutschland, kein die gesamte deutsche Nation umfassendes Im­
perium, sondern einen kleineren deutschen Staat. .,Deutschland, 
Deutschland über alles, über alles in der Welt, wenn es stets zu 
Schutz und Trutze brüderlich zusammenhält" - das ist liberaler 
Imperialismus, nicht jenes Deutsche Reich, von dem Bismarck ge­
sagt hat, es sei ein „saturiertes Staatswesen". 

Der Bundespräsident Heinemann scheint nicht zu wissen, daß 
Bismarck und kein anderer es gewesen ist, der die voreilige In­
haftierung der linken Opposition 1871 persönlich rückgängig ge­
macht und darauf gedrungen hat, daß der Präsident des Nord-

deutschen Reichstages dem preußischen Oberhaupt die Kaiser­
krone anbot. Schließlich hat Bismarck den Reichstag auf der 
Grundlage des allgemeinen und gleichen Wahlrechts geschaffen. 
Gleichzeitig vermied er es aber auch, mit einem Sprunge zu er­
reichen, was nur in Jahren und Schritt für Schritt geschaffen wer­
den konnte, wenn das Deutsche Reich Bestand haben sollte. 

Wer hat den preußischen Verfassungskonflikt in den Jahren 1862/ • 
1863 durch das lndemnitätsgesetz aus der Welt geschafft? Bis-­
marck - und nicht der Liberalismus. Wer hat den Kulturkampf 
würdig beendet? Bismarck - und nicht Windhorst (weshalb auch 
Bismarck und nicht Windhorst durch den Papst mit dem Christus­
orden ausgezeichnet wurde). Was aus dem Sozialistengesetz ge­
worden wäre, wenn Bismarck die Sozialdemokratie als Macht er­
kannt hätte, vermag niemand zu sagen, da Bismarck vorzeitig mit 
Schimpf und Schande aus seinem Amt verjagt wurde. Kein Bun­
despräsident durfte, als er der Reichsgründung und seiner Folgen 
Erwähnung tat, die soziale Gesetzgebung verheimlichen, ein 
Werk, durch das Bismarck das Deutsche Reich berühmt gemacht 
hat. Wäre dies nicht der Fall gewesen, so wäre es undenkbar, daß 
der Reichstag 1914 geschlossen mit den Stimmen der Sozialdemo­
kratie die Kriegskredite bewilligt hätte. Wer Bismarcks Friedens­
schlüssel kennt, der weiß auch, daß Bismarck nicht erst 1918 oder 
1917, sondern schon 1916 den Weltkrieg beendet hätte. 

Mit großem Erstaunen las man bei Heinemann, daß angeblich 
reaktionäre Kräfte die Weimarer Republik ruiniert hätten. Heine­
mann hat offenbar die Reden des Reichspräsidenten Friedrich 
Ebert und die Reden des Reichswehrministers Noske nicht ge­
lesen, geschweige denn die Memoiren des Reichskanzlers Brü­
ning. Sonst wüßte er, •daß die Weimarer Republik nur Bestand 
haben konnte, weil ein großer Teil der in der Monarchie großge­
wordenen Beamten, Richter und Offiziere dem Staat mit Hingabe 
dienten, weil es nicht um Monarchie oder Republik ging, sondern 
um den Staat schlechthin. Aus Brünings Memoiren ersieht -man, 
daß die große Stimmenzahl Hitlers erreicht worden ist, weil ein 
erheblicher Teil der Kommunisten die Fahne wechselte. Die Re­
publik von Weimar ist untergegangen, nicht weil Hitler eine Re­
volution gemacht hat, sondern weil die Republik vom Bürgertum 
und von der Arbeiterschaft nicht verteidigt wurde. 

Wer die Geschichte besser kennt als Heinemann, der weiß auch, 
daß alles auf dieser Erde im Wechsel begriffen ist. Deshalb wird 
auch die Bundesrepublik Deutschland einmal verschwunden sein. 
Gewiß, wir brauchen die Freiheit des einzelnen, obwohl dieser 
Forderung schlecht damit gedient ist, daß der Staat berechtigt 
sein soll, Telefongespräche zu überhören und private Briefe zu 
lesen. Wir brauchen Freiheit für die Presse. Wir brauchen aber 
auch Freiheit von~ der Presse. Wir brauchen die Rechte des ein­
zelnen. Wir brauchen aber auch einen Staat, der sich nicht nur 
Staat nennt, sondern auch Staat ist. 

Ernst Niekiscfl ist sicher nicht verdächtig, ein Reaktionär gewesen 
zu sein. Lebte er noch heute, er, dem die sozialdemokratische 
Regierung -von _ Berlin seinen Rechtsanspruch auf Entschädigung 
jahrelang vorenthalten hat, die er als politischer Zuchthausinsasse 
von 1937 bis 1945 mehr verdient hat als tausend und abertausend 
Emigranten, er würde in der Rede des Bundespräsidenten Heine­
mann eine Bestätigung für das von ihm geprägte Wort sehen: 
,,Das deutsche Volk hat sein politisches Dasein verfehlt." 
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Herrn 
Fabian von Schlabrendorff 

Richter am Bundesverfassungsgericht 

KARLSRUHE 

Sehr geehrter Herr von Schlabrendorff, 

Narzissenweg 19 

„Ihr Artikel in der „Welt" vom 6. Februar 1971 „Heinemann und 
das Deutsche Reich" hat sich seit einigen Jahren verdichtende 
Vermutungen, politischen Argwohn und eine Reihe negativer Be­
obachtungen zu einem festen Eindruck kristallisieren lassen. Ihr 
Artikel ist deutlich. Er sagt genug über einen großen Teil des 
antinazistischen Widerstands, wie er am 20. Juli 1944 ethisch 
vorbildlich ins Licht der Weltgeschichte getreten ist. Nach Lek­
türe Ihres Artikels fühle ich mich frei zu sagen, was ich mir jahre­
lang selbst nicht zugeben wollte: Der 20. Juli war das Finale der 
preußisch-deutschen Geschichte. Er steht würdig neben dem 
Ende des französischen Feudalabsolutismus auf den Guillotinen 
des revolutionären Paris. Das konservative Preußen hat sich, 
nachdem es die Weimarer Republik zerstört und Hitler an die 
Macht gebracht hat, in diesem Akt des Widerstandes gegen sein 
eigenes braunes Produkt rehabilitiert, sich einen ehrenvollen Ab­
schied gegeben. Es hat sich im letzten Augenblick für das Ge­
schichtsbuch rehabilitiert. Nicht der Januschauer, sondern das 
junkerliche Offizierskorps sind Preußen letztes Wort. Das ist gut. 
Dabei aber sollte es bleiben. 

Daß Preußen-Deutschland untergegangen ist, bedauere ich nicht. 
Ich ziehe das ehrenvolle Scheitern des 20. Juli und die nach­
folgende totale Kapitulation einem Erfolg der konservativen Ver­
schwörer und einer Erhaltung des dann nicht umzustrukturieren­
den Deutschen Reiches vor. Denn das, was mich heute an der 
BRD anekelt - das nazistisch-deutschnational-reaktianäre Syn­
drom, das die demokratische Republik erstickt und die Normen 
des Grundgesetzes entwertet - wäre nach einem Erfolg des 
20. Juli stärker gewesen, als es heute ist. 

Sie, Herr von Schlabrendorff, sind der Justitiar der „Stiftung 
20. Juli 1944". Sie sind es auch noch einen Monat nach Ihrem 
Artikel in der „Welt". Mir ist nicht bekannt, daß sich Mitglieder 
der Stiftung von Ihnen oder Ihrem Artikel distanziert hätten. 
Öffentlich distanziert hätten, wie das nach einem derartigen in der 
weiten Öffentlichkeit verbreiteten Artikel zu geschehen hätte. Man 
darf also annehmen, daß Sie die Meinung der Stiftung artikuliert 
haben. 

Ich komme aus einer naziverfolgten Familie von Sozialdemokra­
ten und Gewerkschaftern. Wir waren viel zu kleine Leute, um mit 
dem 20. Juli irgendetwas zu tun zu haben. Wir haben keine Ge­
schichte gemacht, wir haben die Nazis nicht an die Macht ge­
bracht, wir konnten sie nach 1933 auch nicht bekämpfen, wir ha­
ben wie Millionen andere Deutsche, auch die kleinen Pg, nur un­
ter dem Nzaismus gelitten. Wir spielten und spielen keine Rolle. 
Nur eines möchten wir uns verbitten: daß der deutsche Antinazis­
mus durch die Oberlenden und zumal durch den konservativen 
Rumpf und rechten Flügel des Widerstandes öffentlich monopo­
lisiert wird! 

Damit ist nichts gesagt gegen die Kameraden Theodor Haubach, 
Julius Leber, Carlo Mierendorff, Hermann Lüdemann, Franz Leu­
ninger und ihre tapferen Freunde. Nichts gegen die Widerständ­
ler, die vom Existenzminimum und aus der ständigen Nähe des 
Zuchthauses, KZ, des Todes sich zum Widerstand entschlossen 
haben. Aber alles gegen jene Junker, die Hitler an die Macht 
brachten, weil sie in ihrer egozentrischen Verblendung glaubten, 
ihn für ihre konservativ-egoistischen und volksfeindlichen Inter­
essen benutzen zu können; die an Hitler zunächst nicht als seine 
ordinären Manieren und sein „Hinabtauchen" in die „gemeinen 
Massen" zu kritisieren hatten; die erst gegen Hitler aufstanden, 
als sie sahen, daß im Faschismus trotz seiner konservativen Rhe­
torik und seiner mittelalterlichen, antiaufklärerischen Ziele derart 
moderne Methoden steckten, daß sie allein alle Grundlagen der 
konservativen Gesellschaftsordnung zerstören mußten; die sich 
erst dann zum Handeln gegen Hitler entschlossen, als sie sahen, 
daß Russen und Polen das mit unmenschlichen Methoden im Ge­
folge des Krieges taten, was deutsche Demokraten versäumt hat­
ten: das Ende der „Osthilfe" durch Enteignung des unwirtschaft­
lichen ostelbischen Großgrundbesitzes. 

Alles gegen jene, die es nach 1949 fertig brachten, das ehren­
volle Andenken aller Männer und Frauen des 20. Juli - fortschritt­
liche Minderheit wie konservative Mehrheit - umzumünzen und 
zu mißbrauchen, indem sie der reaktionär-nazistischen Restaura­
tion unserer innenpolitischen Verhältnisse einen ruhmreichen 

Mantel umhängten. Es wird Zeit, daß dieser Mantel von den 
Schultern windschiefer Karrieremacher heruntergerissen wird. Es 
wird Zeit zu sagen, daß 1949 der 1934 von Hitler besiegte Hugen­
berg sein innenpolitisches Ziel doch erreicht hat. Es wird Zeit, 
daß ein Historiker den progressiven und - wäre der Putsch er­
folgreich gewesen - schnell abschiebbaren Teil des Widerstands 
von jenem Teil trennt, der das Großdeutsche Reich nur von 
NSDAP und SS säubern, aber beileibe nicht demokratisieren 
wollte. 

Doch nun zu Ihrer Präsidenten-Schelte im einzelnen. Ich meine, 
daß spätestens heute, im Zeitalter der Vergasungen, Atombom­
ben, Entlaubungen, Massenvertreibungen, Umweltverschmutzung, 
kurz: der technologischen Ermöglichung der totalen Vernichtung 
der Menschheit jede „weltfremde" Idee der Brüderlichkeit, Liebe, 
Vergebung, verantwortlichen Freiheit, größtmöglichen Gleichheit 
realistischer ist als alle Faustregeln (Faust-Regeln!) konservati­
ver „Realpolitik". Guter Wille ist ein wesentlicher Teil guter Poli­
tik, so wahr er nicht zum Erfolg ausreicht. Zwar war Kaiser Maxi­
milian von Mexico, Exponent bonapartischen Imperialismus, nicht 
der Idealist, als den ihn Marschall MacMahon gelten lassen 
wollte. Zwar ist Heinemann nicht jener weltfremde Idealist, als 
den Sie ihn in Ihrem absurden Vergleich portraitieren wollen. 
Doch sollte „Maximilian Heinemann" von deutschen „Real"-Poli­
tikern politisch entmachtet oder physisch ermordet werden -
wir alle würden es bezahlen müssen, die gesamte Nation würde 
darunter zu leiden haben. Und daß es so wäre, daß es nicht wie 
die Erschießung Maximilians für das Volk folgenlos bliebe, be­
zeichnet die Realitätsnähe Heinemanns, seiner Politik, seiner 
Reden. 

Heinemann hat Bismarcks Schöpfung keineswegs mit den „Maß­
stäben der Gegenwart" gemessen. Er artikuliert nur heute, was 
liberale katholische und sozialdemokratische Zeitgenossen des 
Gründers Kleindeutschlands und ersten Spalters der Nation schon 
damals sagten und schrieben. Die deutschnationale Historiogra­
phie hat dieses Denken lange Zeit verschüttet. Treitschkes 
Tratsch war die deutsche Ideologie über zwei Weltkriege und die 
Gründung zweier Republiken hinweg. Von Ihnen, Herr Verfas­
sungsrichter, lassen wir uns den Bismarck- und Reichs-Mumpitz 
auch nicht mehr oktroyieren. Daß heute ein Revanchistensender 
namens „Deutsches Reich" operieren kann, daß in Westberlin ein 
nazistischer Treffpunkt „Club 1871" heißt, ist auf die Bismärckerei 
und Reichs-Nachfolge-Mär zurückzuführen, an der Sie und die 
Ihren mittels der Bonner Macht- und Propaganda-Apparate zwei 
Jahrzehnte lang gestrickt haben. Heinemann hat endlich - ent­
gegen seinem Vorgänger - bei denen angeknüpft, die Bismarck 
als Zeitgenossen gemessen und das verwerfende Urteil der Ge­
schichte vorausgesehen haben. Heinemanns Aussagen können 
nur in einem so verkrampft reaktionären Land wie unserem als 
Novität gelten. Was Heinemann gesagt hat, ist, nachdem es seit 
100 Jahren geflüstert worden ist, keine intellektuelle Großtat. Es 
ist aber, so wie die Dinge bei uns liegen, eine mutige Tat von 
großer Seltenheit. 

Sie unterstellen Heinemann, Ihrem skeptischen christlichen Glau­
bensbruder, daß er ein „politisches Paradies verewigen" wolle. 
Ich habe Sinn für Polemik, doch muß sie ins Ziel treffen. Sie 
machen es sich wahrlich billig, und ich hoffe, daß Sie auf Ihre 
Urteile in Karlsruhe mehr Mühe verwenden. 

Ist es denn nicht wahr, daß innenpolitisch viel gewonnen wäre, 
wenn die Normen des Grundgesetzes bewahrt und verwirklicht 
werden könnten? Ob dies geschehen könnte, läßt mich einfluß­
losen Staatsbürger freilich fast täglich skeptischer werden. Aber 
Sie in Ihrer Position könnten einiges leisten. Wollen Sie es wirk­
lich? 

Man kann von einem gebildeten Mann, der in einer der größten 
deutschen Tageszeitungen das Wort nimmt, wohl nicht verlangen, 
daß er Fritz Fischers Forschungen kennt. Man soll an die Wür­
denträger dieses Staates keine zu hohen Anforderungen stellen. 
Aber Sie haben offenkundig noch nicht einmal Eyck, Rosenberg 
und andere Historiker der Weimarer Zeit gelesen, deren Bücher 
seit 25 Jahren zumindest in englischer Sprach~ vorliegen. Sie 
sollten wissen, daß auch Bismarck den Rückversicherungsvertrag 
aus Rücksicht auf Österreich-Ungarn nicht erneuern konnte; die 
Kündigung des Vertrages wurde noch zu seiner Amtszeit be­
schlossen. Der Kolonialerwerb war zu Bismarcks Amtszeit abge­
schlossen. Freilich hat er keine „uferlose Kolonialpolitik" getrie­
ben, aber was soll dieser ungenaue Ausdruck? Seine Nachfolger 
haben weniger Kolonialraum erworben als Bismarck. 

Warum klittern Sie eine Geschichte zusammen, wie man sie sonst 
nur noch in neonazistischen Traktätchen findet? Ein Nationalstaat 
in Mitteleuropa war von Anfang an in Gefahr, in einen Zweifron­
tenkrieg verwickelt zu werden. Warum sonst hätte Bismarck, der 



sich weniger vormachte als die Bismarckianer, unter dem „cau­
chemar des coalitions" gelitten? Daß Bismarcks Geschicklichkeit, 
die Kraft eines politischen Genies, den Kladderadatsch des Welt­
krieges hinausschob, sagt doch nicht, daß er das immer hätte 
fertigbringen können. Die Konsequenz Ihrer Ideologie ist doch 
der Wunsch, daß Bismarck setn Reich ewig und in ewiger Kraft 
gelenkt hätte. Nicht weil dieses oder jenes schief gegangen ist, 
nicht die notorische Dummheit seiner Nachfolger hat uns die Nie­
derlage von 1918 eingebracht, sondern einige von Bismarck durch­
gesetzte Faktoren, die für seinen Staat lethal waren. Wer die 
Monarchie als Halbabsolutismus stabilisierte, verantwortet, daß 
ein dummer Monarch den Staat in das Unglück schwätzen konnte. 

Ihre Kritik an den nationalistischen Zügen der liberalen und de­
mokratischen Bewegung im Deutschland des letzten Jahrhunderts 
ist berechtigt, wenn auch einseitig: das Hambacher Fest bei­
spielsweise war eine freiheitliche, nichtchauvinistische Manifesta­
tion vieler europäischer Völker. Wir Demokraten sollten dort an­
knüpfen. Sie aber werten den gewiß kritikbedürftigen deutschen 
Liberalismus wegen seines Professoren-Nationalismus in ver­
schiedenen Fraktionen der Paulskirche ab zugunsten eines Staa­
tes, der durch „Eisen und Blut", ,.Realpolitik", Raub und Be­
stechung (Welfenfonds!) geschaffen worden ist; zugunsten eines 
Politikers, der den deutschen Liberalismus mißbraucht, seinen 
nichtnationalistischen Teil geschwächt, seinen nationalliberalen 
gestärkt, der dem Liberalismus und Deutschland den freiheit­
lichen Geist „exstirpiert" (Nietzsche) hat; zugunsten eines Schü­
lers des Bonapartisten Napoleon III., der mittels Gewährung des 
allgemeinen Wahlrechts sich nur konservativ-bäuerliche Mehrhei­
ten sichern wollte. Wo in der ganzen Welt hat sich ein Parlament 
unter ein lächerlicheres Motto gestellt, als jenes in Berlin, über 
dessen Eingang gönnerhaft geschrieben steht: ,,Dem Deutschen 
Volke". Doch das gefällt Ihnen, Herr von Schlabrendorff: die kon­
servative Gerstenmaier-Republik Bismarckschen Geistes! 

Sie lassen in Ihrem Artikel Namen fallen, um den „Welt"-Leser 
glauben zu machen, Bismarck habe Konflikte gescheut. Wer hat 
aber den preußischen Verfassungskonflikt auf die Spitze getrie­
ben um an der Macht zu bleiben? Wer hat den Kulturkampf ohne 
Not vom Zaun gebrochen, wenn nicht Bismarck? Daß er seine 
Kämpfe abgebrochen hat, macht ihn also zum Friedensfreund. 
fch dachte immer, daß der ein Friedensbrecher ist, der Kämpfe 
anzettelt. Hätte Hitler nach Dünkirchen mit seinem Friedensan­
gebot an London Erfolg gehabt, wäre er mit dem Christuskreuz 
oder dem Hosenbandorden ausgezeichnet worden - was würde 
man dann heute über Hitler sagen in den Herrenhäusern der 
ostelbischen Güter? , 

Was hat Bismarcks Sozialgesetzgebung anderes bezweckt, als 
auch die Arbeiterschaft durch materielle Besserstellung, Linsen­
gerichte, vom Gedanken der Erneuerung einer obrigkeitlich-un­
tertänigen Gesellschaft abzubringen? Was Bismarck beim deut­
schen Bürgertum gelungen ist - die Erzeugung der Konsum­
ldiotie und der Zufriedenheit im warmen Mist einer unfreien Ge­
sellschaft, - das ist ihm bei den Arbeitern mißlungen. Dc;>rt hat 

das erst Hitlers KdF-Politik und dann die Dreieinigkeit von Kon­
sumtaumel, TV-Circenses und „Welt" plus „Bild" vollendet. 

Sie müssen sich fragen lassen, ob denn die Gewährung der 
Kriegskredite 1914 durch die SPD auch heute noch zu loben ist, 
woher Sie wissen, daß Bismarck „schon 1916 den Weltkrieg be­
endet hätte", der unter Bismarck, so schreiben Sie wenige Zei­
len vorher, nicht ausgebrochen wäre. 

Ein gewiß unverdächtiger Zeuge, Wilhelm Röpke, schrieb 1945, 
daß das Scheitern der Revolution von 1918 - nur verfassungs­
rechtlich war sie erfolgreich gewesen, machtpolitisch, sozialpoli­
tisch hat sie kein Jota verändert - direkt zur Perversion der 
braunen Revolution geführt hat. Ralf Dahrendorf hat über diese 
zusammenhänge in seinem Hauptwerk ein Kapitel geschrieben, 
das Sie einmal lesen sollten. Von da her ist Eberts Leistung 
_heute zu würdigen und Noskes Politik zu kritisieren. Brünings 
Memoiren, das Selbstportrait eines monarchistischen, keineswegs 
verfassungsloyalen Reaktionärs, kann von einem Konservativen 
offenbar ganz anders gelesen werden, als von einem Progressi­
ven. Nun gut. Aber daß Sie heute noch gutheißen, was das Gros 
der Beamten, Richter und Offiziere während der Weimarer Repu­
blik getan hat: dem „Staat schlechthin" zu dienen, also den 
konkreten Staat, die demokratische Republik, zu unterminieren, 
zu sabotieren; zu verraten, zu meucheln - das Herr Bundesver­
fassungsrichter ist ungeheuerlich I Un_d ungeheuerlich ist auch die 
Binsenweisheit, die Sie von sich geben: daß eines Tages die 
Bundesrepublik Deutschland verschwunden sein wird. Diese läp­
pische Allerweltswahrheit haben Sie nicht ohne Grund geschrie­
ben ! 
Solch eine Aussage ist Spießergewäsch, und das traue ich Ihnen 
trotz Ihrer reaktionären Gesinnung und trotz Ihrer bescheidenen, 
legendenhaften historischen Kenntnisse nicht zu. Wer so etwas in 
einer großen Zeitung schreibt, wer so etwas an den Mann brin­
gen will, hat hintergründige Absichten. Er will etwas andeuten, 
auf etwas vorbereiten. 

Kein normaler Mensch würde seinen Freund in die Hände eines 
Arztes geben, der verkündet, daß alle Menschen sterben müssen. 
Wer eine solche Selbstverständlichkeit von sich gibt, macht sich 
verdächtig, dem Sterben der ihm Anvertrauten allzu gelassen zu­
zusehen, statt es mit aller Macht aufzuhalten. Dieses Beispiel, 
Herr von Schlabrendorff, nehme ich nicht aus dem Ungefähr. 
Denn Sie haben meines Wissens den barmherzigen Töter kran­
ker Kinder, Catel, verteidigt, Sie haben in der „Zeit" vor Jahren 
Catels diesbezügliches Buch positiv besprochen. 

Zu Ihnen, Herr Bundesverfassungsrichter von Schlabrendorff habe 
ich kein Vertrauen! 

Ich danke Ihnen und der „Welt" für Ihren aufschlußreichen Artikel". 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
ERICH KNAPP 

P. S.: Ich behalte mir vor, diesen Brief zu veröffentlichen. 

Gelesen, zitiert und kommentiert 

Altfaschisten drängen nach vorn 
PPP / 10. 3. 1971 / ,,Nicht die jungen Extremisten seien die wirk­
liche Gefahr für unsere Demokratie, sondern die unbelehrbaren 
und fanatischen Altfaschisten, die nach einer Zeit der Zurückhal­
tung jetzt immer rücksichtsloser in die Öffentlichkeit drängten. 
Damit lastete der nordrhein-westfälische SPD-Ministerpräsident 
Heinz Kühn am Mittwoch dem DGB-Zentralorgan „Welt der Ar­
beit" die Hauptschuld an den terroristischen Neofaschisten-Aus­
schreitungen in der Bundesrepublik, deren Opfer er in der letzten 
Woche selbst geworden war, den ewigen Rechtsextremen _an. 

Junge, idealistische und von der Vergangenheit unbelastete Men­
schen würden von diesen Leuten mißbraucht und für ihre politi­
schen Ziele benutzt, betonte Kühn. Er forderte, daß der als po­
litisches Argument eingesetzte Terror hart verfolgt und bestraft 
werden müßte und daß hier eine „liberalisierte Strafverfolgung" 
unvertretbar sei. Die in einer Demokratie unbedingt erforderliche 
Toleranz gegenüber dem politischen Gegner dürfe nicht zu einer 
Duldung fanatischer Extremisten führen, die anderen jede Tole­
ranz verweigerten. Eine solche gefährliche liberale Haltung könnte 
die Demokratie durch unfreiwillige Unterstützung des Extremis­
mus gefährden." 

Die Saat der Gewalt 
,,In Polen gärt es. Arbeiter streiken. Sie fordern bessere Leben~ 
bedingungen und mehr Freiheit. 
Der Staatsapparat reagiert wie jede Diktatur. Schüsse fallen gegen 
diejenigen, in deren Namen zu regieren man vorgibt. 42 Arbeiter 
wer~en getötet. Der Parteichef stürzt. Das Kabinett wird umge­
bildet. Und wieder wird gestreikt. Schließlich muß das System, 
wenigstens teilweise, nachgeben. Auch im Osten bleibt die Zeit 
nicht stehen. 
Die Sowjetunion klagt Spaniens Faschismus an. Zu Recht. Aber 
sie selbst degradiert ebenfalls das Menschenrecht zum Hand­
langer des Staates, Und dieser schreckt nicht vor Willkür zurück, 
wenn er meint, ein Exempel statuieren zu müssen. 

• Minderheiten büßen oft die Fehler und Versäumnisse jener, die 
über die Gewalt verfügen. Das wurde und wird auch in der 
Sowjetunion bewiesen. Zwar werden die Juden nicht ermordet 
wie einst in Nazideutschland. Aber sie genießen ebenso wie an­
dere Minderheiten weniger Freiheiten als die großrussischen 
Sowjetbürger. 
Der Kommunismus ist bisher den Beweis schuldig geblieben, daß 
der Mensch durch ihn freier und besser leben kann als in demo­
kratischen Gesellschaftsordnungen des Westens." 

(Der Gewerkschafter - 1. G. Metall - März 1971) 



Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 
Mitteilungen des Bundesvorstandes 
1. Die Im Monat Mai vorgesehene Informations- und Bildungs­

veranstaltung in Passau muß aus technischen Gründen aus­
fallen. 
Sie wird voraussichtlich im Oktober im Raume Hessen in 
einem Schulungsheim durchgeführt und vom Bundesvorstand 
sorgfältig vorbereitet. Nähere Mitteilungen ergehen rechtzeitig. 

2. Die Bundessatzung ist in der neuesten Fassung im Kleinfor­
mat gedruckt worden. Bezug durch die Bundesgeschäftsstelle 
in Frankfurt. 

Landesverband Bremen / Weser-Ems 

Sonntag, 28. März, Landeskonferenz in der Gaststätte "Schwarzer 
Bär", Verden/Aller, Bremer Straße 20. 
Beginn 10 Uhr. - Ende etwa 14.30 Uhr. 
Es spricht Bürgermeister Martin Brüns, Bierden, Kreis- und Land­
tagsabgeordneter der SPD. 

Spandau 
Sonnabend, den 3. 4., 20 Uhr, Tischgespräch mit Angehörigen im 
Lokal „Hansa-Bier", Weißenburger Straße, Ecke Jägerstraße. 

Ortsverein Bremen 
Mitgliederversammlung am Karfreitag, 9. April, 10.30 Uhr. Nähere 
Mitteilungen ergehen durch schriftliche Einladung. 

Arbeitskreis Bremen 
Der von der mittleren Jugend gebildete Arbeitskreis, an der auch 
Mitglieder unseres Jugendbundes teilnehmen, beginnt nun mit 
seiner politischen Bildungsarbeit. Es wurde für das kommende 
Halbjahr folgendes Programm aufgestellt: 
24. 3. Die Stellung des Betriebsrates in einer Demokratie 
28. 3. Teilnahme an der Landeskonferenz Bremen/Weser-Ems 
14. 4. Referat über „ Information und Meinungsbildung" 
5. 5. Filmabend, anschließend Diskussion 

26. 5. Referat über „Verfassung und Wahlrecht". 
16. 6. Aktualitäten, Tagesgeschehen. (Die Ostverträge und die 

Oder-Neiße Grenze) 
7. 7. Referat über „ Parlament und Regierung" 

21. 7. Haushalt und Rechtsprechung 
Sommerferien 

8. 9. Die kommende Bürgerschaftswahl im lande Bremen 
29. 9. Diskussion über Ergebnis des durchgeführten Halbjahres-

programmes 
An alle Referate schließt sich jeweils eine Diskussion an. Der 
Arbeitskreis bittet alle aktiven Mitglieder und Interessierte, an 
der politischen Bildungsarbeit teilzunehmen und sie in ihrem 
Wirken zu unterstützen. Freunde und Bekannte sind herzlich ein­
geladen. 

Jugendbund Bremen 
Teilnahme an der Landeskonferenz Bremen/Weser-Ems in Ver­
den/ Aller. Unter Mitwirkung der Jugendleitung hat der Arbeits­
kreis des Reichsbanners, Ortsverein Bremen, ein Halbjahrespro­
gramm für die politische Bildungsarbeit aufgestellt, an der wir 
jeweils teilnehmen. Weiterhin finden jeden Mittwoch unseren Zu­
sammenkünfte statt, in der wir uns mit Jugendproblemen befas­
sen. Beginn 19.30 Uhr. 
Außerdem sind Tanzabende und Wochenendfahrten wieder vor­
gesehen. Ein gesondertes Mitteilungsblatt soll monatlich erschei­
nen. 

Nordenham: Ehemalige Kameraden und neue Freunde wenden 
sich zwecks Aufbau der örtlichen Organisation an Peter Schlep­
per, 289 Nordenham 21, Jedutenstraße 32. 

Landesverband Hessen 

Landeskonferenz am Samstag, 20. März 1971, 14.30 Uhr in Rüs­
selsheim, Stadthalle, mit Berichten des Landesvorstandes, Neu­
wahl des Vorstandes und Behandlung der Anträge. Es spricht 
Kamerad August Kerger, Bonn, zum Thema: ,,Wir brauchen eine 
stärkere Demokratie" . Alle Unterlagen sind den Ortsvereinen und 
Stützpunkten rechtzeitig zugegangen. 

gez. KARL WÖLL, Landesvorsitzender 

Baden-Württemberg 

Heidelberg: Die Rhein-Neckar-Zeitung berichtete am 9. 3. 1971: 
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.,Nicht mehr in alten Formen, die als überholt angesehen werden, 
nicht mehr in Uniform und als militante Organisation mit militäri­
scher Gliederung, jedoch als „Zusammenfassung aller aktiven 
Demokraten" wie einst von Sozialdemokraten über das Zentrum 
bis hin zur- Deutschen Demokratischen Partei hofft heute das 
„Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold (Bund aktiver Demokraten e. V.)n 
auf eine Wiederbelebung in seinen Reihen. Bei einer Bundesvor­
standssitzung der Organisation, der einst als Wehrverband der 
zur Verteidigung der Weimarer Republik entschlossenen Parteien 
und Gruppen (1932: 3,5 Millionen Mitglieder) namhafte Persön­
lichkeiten auch der politischen Bühne nach 1945 angehörten, 
wurde in Heidelberg der Versuch unternommen, eine neue Orts­
gruppe Heidelberg ins Leben zu rufen. 
Wie der Bundesvorsitzende, Christian Weiß, ehemals Stadtver­
ordneter in Frankfurt, und das Vorstandsmitglied August Kerger 
(Bonn), kommunalpolitischer Referent beim Parteivorstand der 
SPD, in einem Gespräch mit der RNZ erklärten, sind auch die 
heute noch im „Reichsbanner" organisierten ehemaligen Kame­
raden und eine Gruppe Jüngerer mit namhaften Politikern der 
Auffassung, daß „Bonn nicht Weimar ist". Doch sieht man gerade 
in der letzten Zeit „gespenstische Parallelen" zur Weimarer Re­
publik: die Polarisierung der politischen Auseinandersetzung, die 
wachsenden Gegensätze zwischen den Extremisten von links und 
rechts. Kerger: ,,Sie sind nach unserer Auffassung antidemokra­
tisch und können mit der Zeit eine Gefahr für den Staat werden." 
Und er fügt hinzu: .,Sollte es da nicht möglich sein, daß sich -
wie vor 1933 - die entschiedenen Demokraten zusammentun?" 
Die alten „Reichsbanner"-Leute, zu denen - insbesondere in 
Norddeutschland - inzwischen wieder jüngere Kräfte gestoßen 
sind, sehen heute wieder eine „nationalpolitische Aufgabe". Sie 
wollen ein neues Rechtskartell, aber auch eine Volksfront-Ideolo­
gie verhindern helfen, indem sie die aktiven Demokraten auffor­
dern, sich für den demokratischen Staat zu organisieren. Daß sie 
von den Parteien bisher kaum beachtet, geschweige denn unter­
stützt werden, läßt sie nicht resignieren. Vielmehr rechnen sie bei 
weiterer Verschärfung der Situation mit einer Verstärkung ihrer 
Basis, um auch verstärkt in die Öffentlichkeit wirken zu können." 
Infolge besonderer Umstände müssen die Bemühungen um die 
Wiederbelebung eines Ortsvereins in Heidelberg fortgesetzt wer­
den. Kamrad Max Franke, Heidelberg-Kirchheim, Lang-Garten 21 
erteilt weitere Auskünfte. -os 

Nordrhein-Westfalen 

Alle Anfragen wegen Neugründungen, Einzelmitgliedschaften usw. 
sind, soweit am Orte keine Organisation vorhanden, an die Ge­
schäftsstelle des Landesverbandes, 53 Bonn-1, Nikolausstraße 17, 

. II. Stock, zu richten. Telefon (02221) 22 97 15. 
Einige Stützpunkte im lande Nordrhein-Westfalen haben für das 
alte Jahr noch nicht abgerechnet. Es wird gebeten, die Abrech­
nung umgehend an den Kam. Adolf Prangenberg, 53 Bonn-1, 
Flensburger Straße 68, Telefon (02221) 3 49 83 vorzunehmen. 
Girokonto der Städt. Sparkasse Bonn Nr. 76422 w/Reichsbanner. 
Die Landeskonferenz wird jetzt als Delegiertenkonferenz durch­
geführt. Nähere Mitteilungen über Ort, Zeitpunkt und Tagesord­
nung ergehen rechtzeitig . 

Köln: 
Der Betriebsgruppenausschuß der SPD hat Oberstadtdirektor 
Prof. Dr. Heinz Mohnen aufgefordert, der NPD und allen rechts­
radikalen Gruppen jede Unterstützung zu untersagen, besonders 
ihnen keine städtischen Räume für Veranstaltungen zur Verfügung 
zu stellen. 
In den Kölner Gewerkschaften gärt es wegen der in letzter Zeit 
gehäuften Zwischenfälle mit Rechtsradikalen. Wie der SPD-Land­
tagsabgeordnete und Bezirksgeschäftsführer der IG Druck und 
Papier, Paul Bresgen, erklärte gibt es in seiner Gewerkschaft 
schon in Anfängen Diskussionen zum Aufbau von Selbsthilfe­
organisationen. Bresgen: ,,Es muß endlich etwas passieren. Ge­
rade meinen Kollegen ist noch in guter Erinnerung, wie sie von 
den braunen Machthabern aus Rotationshallen, Setzsälen und Re­
daktionen herausgeholt wurden." 
Wir können unseren Kölner Freunden nur empfehlen, sich wieder 
bei uns zu organisieren und den einst so blühenden Kreisverein 
Köln mit neuem Leben zu erfüllen. Viele alte Kameraden und 
auch neue junge Freunde würden die Zusammenfassung im 
Bunde aktiver Kameraden begrüßen. Es bedürfte allerdings nicht 
nur des Anstoßes, sondern auch der Duldung und Unterstützung 
durch maßgebliche Demokraten. 

Redaktion und verantwortlich · August Kerger. 53 Bonn-1. Nikolausstraße 17 II . 
Tel .: (02221) 22 9715 und Erich Knapp, St Augustin-Mülldorf , Narz1ssenweg 19. 
Druck · Pullmann & Stevermüer, Offenbach am Main. 
Die unter Verfassernamen ersch ienenen Artikel stellen nicht In Jedem Falle 
unbedingt die Meinung der Redaktion dar. 
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